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sie in Zukunft sogar noch stärker ausbauen und
verzahnen. Dennoch sind wir dringend auf inhaltli-
che Eingaben darüber hinaus angewiesen, um
zukünftig wieder mehr Schlagkraft und Wirkung zu
erzielen. Wir sind uns zumindest als Vo r s t a n d
einig, dass ein energiepolitisches Engagement für
eine E n e r g i ew e n d e im Saarland notwendiger
denn je ist und Erneuerbare Energien eine kräftige
Stimme brauchen.

Soweit zum Organisatorischen. Inhaltlich beschäf-
tigen wir uns in dieser Ausgabe mit der unrühmli-
chen Geschichte des Homanit-Heizkraftwerks in
Niederlosheim – hierüber hat Henry Selzer recher-
chiert und geschrieben und die Aktion 3. Welt Saar
ihren Kommentar zur Verfügung gestellt. We i t e r h i n
berichtet Nico Zwosta über den neuesten Stand
der Entwicklung des Energienetzwerks
Saarbrücken und Markus Pflüger über die Tour de
France für den Atomausstieg. Christian Bersin
kommentiert kritisch den Bau des PV- G r o ß k r a f t -
werks Ensheim und die neue Fotovoltaikfassa-
denanlage am Haus der Umwelt in Saarbrücken.
Von mir stammen ein Artikel über die jüngsten
Ereignisse in den grenznahen AKWs Fessenheim
und Cattenom und der "Bericht aus Berlin".
Wir hoffen, mit dieser Ausgabe erneut eine interes-
sante Lektüre zusammengestellt zu haben und
wünschen unseren LeserInnen viel Ve r g n ü g e n
und neue Erkenntnisse.

Für den Vo r s t a n d

Regionales Magazin 1 / 2004

Liebe Leserin, lieber Leser,

möglicherweise zum letzten Mal halten Sie/hälst
du eine Ausgabe des E n e r g i ew e n d e-Magazins in
dieser Variante in Händen. Verschiedene Gründe
bewegten uns, über Alternativen nachzudenken.
Zum einen wird der Bezug der "Neuen Energie",
die einige von Ihnen/euch im Paket mit unserem
Magazin erhalten, in Zukunft nicht mehr zu solch
günstigen Konditionen möglich sein (mehr dazu in
der nächsten Ausgabe); zum anderen bietet uns
der BUND Saar, mit dem wir ja bereits eine
Bürogemeinschaft in Saarbrücken im Haus der
Umwelt bilden, einen Beihefter zu ihrem Magazin
an. Der BUND gibt seine Zeitschrift vierteljährlich in
einer Auflage von 11.000 Stück heraus, von denen
6500 über einen Aboverteiler verschickt werden;
von diesem könnten wir dann ebenfalls profitieren.
Wir planen derzeit, bereits die nächste A u s g a b e
des E n e r g i ew e n d e-Magazins in dieser neuen
Form herauszugeben.

Für uns bedeutet die Verschickung über den
B U N D - Ve r t e i l e r, den Zugang zu einem neuen
Kreis von Umweltinteressierten im Saarland zu
bekommen. Einerseits können wir unsere energie-
politischen Anliegen noch stärker verbreiten, erhof-
fen uns von der neuen LeserInnenschaft aber
andererseits auch einen neuen Input für unsere
Arbeit. Angesichts der Tatsache, dass wir als
Vorstandsmitglieder mit einem intensiven hauptbe-
ruflichen Engagement jedes/jeder Einzelnen nur
ein sehr eingeschränktes Zeitbudget für die A r b e i t
in der Energiewende und am E n e r g i ew e n d e-
Magazin mitbringen können, würden wir die
Vereinstätigkeit gerne stärker mit anderen teilen.
Hier hilft uns die Zusammenarbeit mit der
Zukunftswerkstatt Saar bereits sehr. Wir werden

Simone Peter

Veranstaltungshinweis:

Tag der offenen Tür im Haus der Umwelt Saarbrücken

am 3. April 2004 ab 10.00 Uhr 

Infos siehe Seite 15
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Homanit, Hersteller von ca. 50 Mio.
Quadratmetern Holzfaser- und Spanplatten
(sog. HDF/MDF-Platten) und anderen
H o l z w e r k s t o ffen, hat nach §17 Bundes-
immissionsschutzgesetz (BImSchG) die
Genehmigung zum Bau einer Anlage zur
Verbrennung von 290.000 Tonnen Altholz
pro Jahr beantragt. Damit soll sowohl Strom,
der ins Netz eingespeist und nach dem
Erneuerbaren Energiegesetz (EEG) vergütet
werden soll, als auch Prozesswärme für die
betriebs eigenen Tr o c k n u n g s p r o z e s s e
erzeugt werden. Homanit beantragt also
eine Anlage mit Kraft-Wärme-Kopplung. 
Was auf den ersten Blick trotz hoher
Tonnage nach etwas ökologisch Sinnvollem
und Intelligentem aussieht, entpuppt sich bei
näherem Hinsehen als eine "Sondermüll-
verbrennungsanlage" für hochbelastete
Althölzer aus ganz Europa. 

Ablehnung aller Einwände im
Bebauungsplanverfahren
Im Zusammenhang mit konzeptionellen
Überlegungen zur Verdoppelung ihrer
Produktion in Losheim hatte Homanit schon
länger gemeinsam mit der Gemeinde
Losheim, der Stadt Wadern und dem
Wirtschaftsministerium des Saarlandes die
Ausweisung eines Industriegebietes betrie-
ben, das Homanit optimale Möglichkeiten
zur Betriebserweiterung bieten und das dar-
über hinaus noch einmal soviel Fläche für
weitere holzverarbeitende Betriebe bereit
stellen sollte.
In diesem Bebauungsplanverfahren war der
Bau einer "Energiezentrale" auf dem
Gelände des "Holzparks Losheim" schon
angekündigt. Da jedoch im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens alle Bedenken
und Einwendungen, die nicht konkret auf
baurechtliche Gesichtspunkte Bezug nah-
men, nicht zulässig waren, blieben
Diskussionen über die geplante Energiepro-
duktion außen vor oder wurden nicht berück-
sichtigt. 

So hatte die Gemeinde Weiskirchen seit
Anfang 2003 in mehreren Schreiben auf die
mögliche Beeinträchtigung ihres Prädikates
als heilklimatischer Luftkurort hingewiesen
und entsprechende Forderungen gestellt.
Doch auch alle bauplanungsrechtlich orien-
tierten Einwendungen und Vorschläge, u.a.
von der NABU-Gruppe Noswendel oder dem
BUND Losheim erhoben, die die Lage, die
Dimension, den Flächenverbrauch und die
Verkehrssituation betrafen, wurden im Zuge
der Abwägung durch das beauftragte
Ingenieurbüro "Argusplan" und die
Entscheidungen der Räte in Losheim und
Wadern vom Tisch gewischt.

EEG und Biomasseverordnung – eine
problematische Gesetzeslage
So schien der Weg frei für die
Rechtsgültigkeit des Bebauungsplanes und
den Antrag auf Genehmigung des
"Biomassekraftwerkes" nach § 17 des
Bundesimmissionsschutzgesetzes.
Die Enttäuschung der Einwender war groß
und alles schien sang- und klanglos über die
Bühne zu gehen. Doch seit Auslegung der
Antragsunterlagen durch Homanit ist das
Gegenteil der Fall. Selten in den letzten
Jahren hat es hierzulande eine sich ähnlich
schnell aufbauende Widerstandsbewegung
gegen ein ökologisch schädliches Industrie-
projekt gegeben.
Ausgelöst wurde sie durch den in der
"Saarbrücker Zeitung" vom BUND-
Landesvorsitzenden Joachim Götz erhobe-
nen Vorwurf, Homanit betreibe Etiketten-
schwindel mit der Behauptung, sie wolle ein
Biomassekraftwerk bauen. In Wa h r h e i t
ginge es hier um eine "Müllverbrennungs-
anlage", mit der eine Schwäche des EEG
und eine Übergangsregelung der Biomasse-
verordnung ausgenutzt werden sollten um
auf Kosten der Luftreinhaltung viel Geld zu
verdienen. 
Die am 21.6.2001 in Kraft getretene
Biomasseverordnung legt fest, was als

Sondermüllverbrennung im Hochwald?

Antrag auf Bau eines Biomassekraftwerkes bewegt die Gemüter

von Henry Selzer

Im Dezember 2003 erschien eine unscheinbare Ankündigung im Amtsbatt des
Saarlandes. Das Umweltministerium als Genehmigungsbehörde kündigte dort die
Auslegung eines Antrages der Firma Homanit GmbH & Co. KG in Losheim auf
Genehmigung des Baus eines Biomassekraftwerkes an. Was dort noch trocken und sach-
lich klang, wurde in den vergangenen zwei Monaten zum heiß diskutierten und umstritte-
nen Thema Nummer I im Hochwald.
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Biomasse gilt und dass Strom aus Biomasse
gemäß dieser Vorordnung nach dem EEG
gefördert wird. Eine Übergangsregelung, die
am 21.6.2004 (!) ausläuft, lässt dabei insbe-
sondere stark mit Schadstoffen belastete
Althölzer der Kategorien 3 und 4 gemäß
Altholzverordnung noch als Biomasse zu.
Wer demnach eine Baugenehmigung für
Anlagen dieser Art vor dem 21.6.2004 erhält,
hat die Möglichkeit mit der Verbrennung von
Sonderabfällen viel Geld zu verdienen, wenn
er in der Anlage auch Strom produziert.

Sturm der Entrüstung
Innerhalb weniger Tage gingen nun viele
besorgte Bürger in die Rathäuser der beiden
Gemeinden und legten, ermutigt und wach-
gerüttelt durch die Öffentlichkeitsarbeit der
genannten beiden Umweltgruppen, der
Grün-Alternativen Liste Merzig-Wa d e r n
(GAL) und einer sich neu bildenden
Bürgerinitiative in Wadern-Nunkirchen, mas-
senhaft Einwendungen gegen den Bau der
Anlage ein.
Die Geschäftsführung der Firma musste
erneut in die Räte, mehrere sehr stark
besuchte öffentliche Veranstaltungen fanden
statt, die größte davon mit 1.000 Besuchern
in Losheim einen Tag vor Ende der
Einspruchsfrist des Genehmigungsverfah-
rens. Zahllose Bedenken wurden dabei vor-

getragen, teilweise in höchstem Maße sach-
lich, teilweise verständlicherweise auch sehr
emotional. 
Der Stadtrat Wadern und mehrere betroffene
Ortsräte revidierten ihre bisherigen
Beschlusslagen nachdem ihnen klar wurde,

dass sie bei früheren Abstimmungen nicht
genügend über die Sachlage informiert
waren. Zur Zeit herrscht bei den Gegnern
der beantragten Anlage Übereinstimmung,
dass die Betriebserweiterung in Verbindung
mit weiteren Arbeitsplätzen durchaus will-
kommen ist, gleichzeitig jedoch

1. keine Althölzer der hoch belasteten Arten
(Kategorien 3 und 4) in der Anlage verbrannt
werden sollen, 
2. eine Filtertechnologie eingebaut werden
soll, die dem Stand der Technik entspricht,
3. es eine ständige Überwachung des
Schadstoffausstoßes geben muss, 
4. die Anlage kleiner dimensioniert werden
muss (sinnvollerweise entsprechend dem
Wärmebedarf des Unternehmens) und 
5. die Brennstoffe über die Bahntrasse der
Merzig-Büschfelder Eisenbahn angeliefert
werden sollen.

Die Offenlegung der Genehmigungsunterla-
gen ist seit dem 18. Februar beendet und
alle Seiten bereiten sich nun auf den 10.
März vor. An diesem Tag soll im Rahmen
einer öffentlichen Veranstaltung im Saalbau
Losheim eine Anhörung der Einwender und
der Stellungnahmen des Antragstellers zu
den Einwendungen erfolgen. In den Wochen
danach will die Genehmigungsbehörde zu

einer Entscheidung über den Genehmi-
gungsantrag kommen.

Was wird kritisiert?
Was aber wird nun eigentlich an der bean-
tragten Anlage kritisiert? Die Kritiker erheben

Niederlosheim - hier soll die umstrittene Anlage entstehen
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ihre Stimmen vor allem gegen folgende
Punkte:
– Die erforderliche Brennstoffmenge ist nur
europaweit zu besorgen, da eine solche
Menge an Althölzern auf dem deutschen
Markt nicht mehr ohne weiteres zur
Verfügung steht. Bei LKW- A n t r a n s p o r t
würde dies zu zusätzlichen Ve r k e h r s b e -
lastungen führen.
– Durch den europaweiten Import verschärft
sich die Problematik der Belastungen der
angelieferten Althölzer noch weiter. Ist schon
jetzt die Kategorisierung der Althölzer in der
Praxis so gut wie nicht durchführbar, so ist
eine Prognose des emittierten Schadstoff-
cocktails und damit eine ernstzunehmende
Vorgabe für die Grenzwertfestsetzung nur
schwer möglich.
– Wenn man jedoch darauf im Sinne einer
end-of-pipe-Technologie reagieren will und
gleichzeitig die Schadstoffbelastung so nied-
rig wie möglich halten will, so muss eine
qualitativ hochwertige Feuerungstechnik
vorhanden sein, die einen optimalen
Ausbrand bei sehr hohen Temperaturen und
eine Rauchgasrückführung ermöglicht.
Ebenso muss ein Niveau der Filtertechnolo-
gie eingebaut werden, das mindestens dem
modernster Müllverbrennungsanlagen ent-
spricht. Beides jedoch sehen die

Antragsunterlagen nicht vor.
– So wie die Anlage beantragt ist, stellt sie
eine ernsthafte Gefährdung der
Luftqualität im Hochwald dar. Die von der
Firma Homanit beantragten Ausnahmen
bei den Überwachungsmessungen zei-
gen zudem, dass eine ökologische
Sensibilität für die Schadstoffsituation und
die Erkenntnis über die Notwendigkeit
ständiger und der Öffentlichkeit zugängli-
cher Überwachung der Belastungen fehlt.
– Die im ursprünglichen Firmenkonzept
vorgesehene Erweiterung der Produktion
und die damit verbundenen mehreren
hundert neue Arbeitsplätze sind zudem in
weitere Ferne gerückt. Die Firma verweist
bei Nachfrage regelmäßig auf die
Unwägbarkeiten der allgemeinen Markt-
entwicklung.
Die Bevölkerung im Hochwald hat in den
letzten Wochen deutlich gezeigt, dass sie
diese Anlage so nicht will. Es liegt jetzt an
der zuständigen Genehmigungsbehörde,
dem saarländischen Umweltministerium,
diesem Willen Rechnung zu tragen.
------------
Henry Selzer wohnt in Weiskirchen und
ist Vorsitzender der GAL im Kreis Merzig-
Wadern.

Was hat es mit den verschiedenen Altholzkategorien nach AltholzV auf sich?

Die eindeutige Zuordnung zu den Kategorien gestaltet sich z.T. schwierig, insbesondere
bei geschreddertem Material.

Kategorie

1

2

3

4

Beschreibung

Unbelastete Holzabfälle aus der Holzbe- und –verarbeitung, Möbel
aus naturbelassenem Vollholz, Obstkisten aus Vollholz, Europaletten

Holzpaletten, Verschnitt und Späne von Holzwerkstoffen und sonsti-
gem behandelten Holz (ohne schädliche Verunreinigungen)

Möbel (beschichtet, gestrichen, lackiert) und Altholz mit halogenorga-
nischen Verbindungen in der Beschichtung, Altholz aus dem
Sperrmüll, etc. ohne Holzschutzmittel

Fenster, Außentüren, mit Holzschutzmitteln behandeltes Altholz,
imprägnierte Bauhölzer aus dem Außenbereich, Gartenmöbel,
Munitionskisten, Altholz aus industrieller Anwendung, Bahnschwellen,
Leitungsmasten, etc...
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AKTION 3.WELT Saar Weiskirchener Str. 24 66679 Losheim am See
Telefon 06872 / 9930-56   Fax 06872 / 9930-57

Pressemitteilung Nr. 6. / 11. Februar 2004

Zur geplanten Altholzverbrennungsanlage der Firma Homanit in 
Losheim-Niederlosheim

AKTION 3. WELT Saar regt Gründung einer Bürgerinitiative an
und schlägt Demonstration vor Umweltministerium vor

„Es ist an der Zeit, dass es zu einer Vernetzung der Proteste gegen
die geplante Altholz-Verbrennungsanlage der Firma Homanit in
Losheim am See kommt. Deshalb schlagen wir die Gründung einer
überregionalen Bürgerinitiative vor“, so Susanne Fischer vom
Vorstand der AKTION 3.WELT Saar. Bisher haben sich auf regio-
naler Ebene zahlreiche Gruppen und Organisationen gegen die
Anlage in der geplanten Größenordnung und mit der veralteten
Filtertechnologie eingesetzt. Ziel der Vernetzung in einer
Bürgerinitiative sollte es sein, die Proteste zu bündeln, ihnen mehr
Gewicht zu verschaffen und gemeinsam weitere öff e n t l i c h e
Aktivitäten zu planen. Die geplante Verbrennungsanlage liegt mit
290.000 t Altholz pro Jahr, darunter auch chemisch belastete
Hölzer, deutlich über dem Wärme- und Strombedarf von Homanit.
Zusätzlich verursacht sie unnötige Verkehrsbelastungen, arbeitet
mit veralteter Filtertechnologie und führt zu einem überregionalen
Altholztourismus. Auch die Bürgerbeteiligung war bisher völlig
unzureichend.

„Als erste gemeinsame Aktion können wir uns von der AKTION
3 . W E LT Saar eine Demonstration vor dem saarländischen
Umweltministerium vorstellen, um zu zeigen, dass die Mehrheit der
Menschen im Hochwald gegen diese überdimensionierte Anlage
ist“, so Susanne Fischer. Der Protest sollte dorthin getragen wer-
den, weil das MfU die genehmigende Behörde ist.
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AKTION 3.WELT Saar Weiskirchener Str. 24 66679 Losheim am See
Telefon 06872 / 9930-56   Fax 06872 / 9930-57

Pressemitteilung Nr. 7 / 2. März 2004

Zur Aussetzung des Genehmigungsverfahrens
für das Heizkraftwerk der Fa. Homanit

AKTION 3.WELT Saar begrüßt Aussetzung des Verfahrens
- Neuen Konsens für Heizkraftwerk anstreben -

Die AKTION 3.WELT Saar begrüßt die Aussetzung des Anhörungstermins für das
Genehmigungsverfahrens durch die Firma Homanit, so Susanne Fischer vom Vorstand des
Vereins. Der Protest gegen die geplante Anlage hat damit einen ersten Teilerfolg erreicht
und Homanit dazu gebracht, die Planfeststellungsunterlagen zu ändern. Jeder Einwand war
letztlich ein wichtiges Mosaiksteinchen. Die AKTION 3.WELT Saar ist prinzipiell für ein
Heizkraftwerk, hatte aber ebenfalls Einspruch gegen die Größe der beantragten Anlage,
den Einsatz veralteter Filtertechnologie sowie die Verbrennung stark schadstoffhaltiger
Hölzer eingelegt.

Die Fa. Homanit hat mit ihrer Politik der diskreten Absprachen mit der Landesregierung und
den Parteien auf kommunaler Ebene zur verspäteten Information der Öffentlichkeit beige-
tragen und für viel Unsicherheit gesorgt. Jetzt muss es darum gehen, dass sich alle
Beteiligten – Homanit, Einwender, kommunale Verwaltungen und Betriebsrat – an einen 
Tisch setzen und eine einvernehmliche Lösung erarbeiten. 
Wir halten einen Konsens für machbar, da sich BUND, NABU, AKTION 3.WELT Saar, GAL, 
BI-Nunkirchen und B90/Die Grünen bei aller Kritik im Grundsatz für ein Heizkraftwerk aus-
gesprochen haben, so Susanne Fischer von der AKTION 3.WELT Saar.

Pressemitteilung des Saarländischen Umweltministeriums vom
02.03.2004 - 10:30 Uhr

Genehmigungsantrag für Biomasse-Kraftwerk in Losheim:  Anhörungstermin wird
auf Bitten des Antragstellers bis auf weiteres abgesagt

Der für Mittwoch, den 10. März vorgesehene öffentliche Erörterungstermin zum
Genehmigungsantrag eines Biomasse-Kraftwerks in Losheim ist bis auf weiteres
abgesagt. Der Antragsteller hatte dies gestern bei der Genehmigungsbehörde bean-
tragt; das Umweltministerium hat dieser Bitte entsprochen.
"Aufgrund der Vielzahl der Einwendungen", so Umwelt-Staatssekretär Rainer Grün,
"hat uns das Unternehmen gestern gebeten, den Erörterungstermin bis auf weiteres
abzusagen. Dieser Bitte kommen wir nach." Ein neuer Erörterungstermin steht noch
nicht fest. Das weitere Vorgehen in dem Genehmigungsverfahren wird das
Ministerium jetzt mit dem Antragsteller abstimmen. Im bisherigen Verfahren sind im
Rahmen der Anhörungfrist, die am 18. Februar endete, 3320 Einwendungen gegen
das Vorhaben eingegangen.
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Vom 24. April bis 23. Mai 2004 findet in Frankreich eine Aktions-
und Informationstour mit einer Buskarawane statt. Ziel ist es,
die Öffentlichkeit über die Gefahren der Atomenergie als auch
über Möglichkeiten und Vorteile von erneuerbaren Energien und
Energiesparen zu informieren. 

Frankreich wurde für die Tour gewählt, weil es wichtigster Atomstromproduzent in
Westeuropa ist, den Bau neuer Atomkraftwerke plant und enorme Defizite im
Bereich erneuerbare Energien hat. Frankreich ist außerdem zusammen mit
Großbritannien eine der beiden Atommächte der Europäischen Union und hält sich
nicht an den Atomwaffensperrvertrag.
Einen Monat lang wird mit Theater, Musik, einer Wanderausstellung, Videos und
Diskussionsveranstaltungen durch ganz Frankreich getourt. Alle Etappen der
Atomspirale werden angefahren: von der Urananreicherung über in Betrieb befind-
liche Atomkraftwerke, Militäranlagen, Wiederaufarbeitung und Atomtransporte bis
hin zur Lagerung von Atommüll. Zwischen den Atom-Standorten werden auch Orte
besucht, wo erneuerbare Energien oder atomare Abrüstung hoch im Kurs stehen.

Etappenstart dieser europäischen Antiatomtour ist das Elsass mit einer Demo zum Tschernobyl-
Jahrestag (26. April) in Fessenheim, am ältesten laufendem AKW Frankreichs. Dann geht die Tour
durch Lothringen, Burgund, das Rhonetal über den Südwesten Frankreichs durch die Bretagne und
endet am 23. Mai in Rouen/Normandie und zwar in der Nähe der beiden vorausgewählten
Standorte für den Bau des EPR (Penly oder Flamanville). Dieser Europäische Druckwasser-
Reaktor soll das erste AKW einer neuen Reaktorlinie zur Wiederbelebung des französischen
Nuklearparks werden. 

Organisiert wird die Tour vom französischen Netzwerk Atomausstieg (réseau sortir du nucléaire)
zusammen mit VertreterInnen aus anderen Ländern und unterstützt von verschiedenen
Umweltorganisationen sowie örtlichen Gastgebergruppen. 

Die Karawane besteht aus dem Bus, der die KünstlerInnen, MusikerInnen, SchauspielerInnen und
AusstellungsbetreuerInnen sowie sonstige AktivistInnen transportiert. Außerdem fahren ein Info-
und Ausstellungsbus, der die Gefahren der Atomenergie sowie die erneuerbaren Energien vorstellt,
und eine Reihe von Fahrzeugen, die mit Solarenergie oder mit Biokraftstoffen angetrieben werden,
mit. Ganz wichtig auch die mobile Küche vom Kochkollektiv Rampenplan, die biologisches und
vegetarisches Essen anbieten wird sowie ein Bühnen- und Lautsprecherwagen der Gruppe
"Theaterstraat", die Veranstaltungslogistik anderen Aktionsgruppen zu nicht-kommerziellen
Preisen zur Verfügung stellt. Untergebracht werden alle in Gruppenunterkünften wie Schulen,
Sportanlagen oder bei Biobauern.

Tour de France für den Atomausstieg
von Markus Pflüger

Am So., 25. April, beginnt die Tour de France für den Atomausstieg mit einer Demo bzw.
eine Aktion in Colmar/Mulhouse, am Mo, 26. April wird von Fessenheim nach Nancy
gefahren am Di, 27. zum Endlagerstandort Bure in Lothringen. Weiter geht’s über
Chaumont (28.4.) nach Dijon (30.4./1.5.), Pierrelatte, Bagnols (3.5.), Cadarache,
Manosque (5.5.) und Nîmes (6.5.). Es folgen Golfech, Agen, Le Barp (Mégajoule),
Bordeaux (10.5.) Blayais, Saintes (12/13.5.), Civaux, Poitiers, Redon, Quimper (16. 5.),
Ile Longue ,Brennilis, Rennes (18.5.), Flamanville, Cherbourg (20.5.), La Hague, Le
Havre (22.5.), Penly, Dieppe (23.5.) bis Rouen. 
Weitere Details zum endgültigen Streckenverlauf über www.sortirdunucleaire.org.
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Finanziert wird die Tour durch Geld- und Materialspenden von Nichtregierungsorganisationen
und sozialen und ökologischen Unternehmen sowie durch den Verkauf von Kampagnenmaterial
und einen TeilnehmerInnenbeitrag für die Verpflegung (ca. 7 Euro pro Tag, je nach den finanziel-
len Möglichkeiten). Ein Kameramann und ein Fotograf werden die Tour begleiten, um ein
Bildarchiv und eine Filmdokumentation zu erstellen. Plakate und ein Faltblatt können bestellt
werden.

Kontakt und Infos: www.sortirdunucleaire.org sowie André Larivière, Neyrolles, F-43440
Champagnac Le Vieux, Tel.: (0033) 4 71 76 36 40 oder (0033) 6 76 69 54 98, Fax: (0033) 4 7176
35 30, E-Mail: andre.lariviere@club-internet.fr , Elise Leijten, 95214 - NL-1090 HE Amsterdam
Tel.: (0031) 20 66 50 273, E-Mail: bries11@euronet.nl , - BUND RV Südlicher Oberrhein, E-Mail:
bund.suedlicher-oberrhein@bund.net

Aktuelle Informationen aus der Anti-Atom-Bewegung z.B. unter www.castor.de
sowie in der Monatszeitung: www.anti-atom-aktuell.de , konkret stehen Proteste
gegen die Atommüllverschiebungen ins Zwischenlager Ahaus an.

Fessenheim und Cattenom: Atomares Risiko ohne Grenzen

von Simone Peter

Bei einem Störfall im AKW Fessenheim, von
dem die elsässische und badische Öffent-
lichkeit erst nach mehreren Tagen unterrich-
tet worden war, wurden nach Angaben der
Betreiber sieben Arbeiter beim Reinigen von
Filtern "leicht" kontaminiert. Durch einen
"Bedienungsfehler" war Harz ins Wasser des
Primärkreislaufs im Reaktor gelangt, wel-
ches herausgefiltert werden musste. Die
Belastung der Mitarbeiter durch die radioak-
tive Kontaminierung verglichen die Betreiber
mit der einer Lungenröntgung. Zu Recht
spricht der südbadische Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland in diesem
Zusammenhang von einer "skandalösen
Verharmlosung", denn wie lässt sich die
Tragweite der radioaktiven Ve r s t r a h l u n g
eines Menschen überhaupt messen,
geschweige denn mit einer völlig anderen
Art der Strahlung wie der Röntgenstrahlung
vergleichen? Durch die Verwendung des
Begriffs "Bedienungsfehler", auch gerne als
"menschliches Versagen" bezeichnet, wird
zudem versucht, die Verantwortung für

Störfälle beim Betrieb dieser angeblich
beherrschbaren Technologie auf das – über-
aus natürliche -– Fehlverhalten einzelner
Beschäftigter abzuwälzen. So wird die
Unbeherrschbarkeit dieser unmenschlichen
Technologie geschickt verschleiert, größere
Konsequenzen sind für die Betreiber nicht
zu erwarten, auch wenn Block eins des
Kernkraftwerks Fessenheim bis auf weiteres
abgeschaltet bleibt.  

Ein Etappensieg im Genehmigungsverfah-
ren für neue Grenzwerte des Atomkraft-
werks Cattenom stellt nach Ansicht der saar-
ländischen Europaabgeordneten Hiltrud
Breyer die Mitte Februar erschienene
Stellungnahme der Enquête-Kommission
dar, die das öffentliche Anhörungsverfahren
geleitet hat. Die Kommission lehnt in ihrem
Bericht die vom Betreiber EDF beantragten
erhöhten Einleitungen von radioaktivem
Tritium, dem krebserzeugenden Korrosions-
schutzmittel Hydrazin und den hochtoxi-
schen Schwermetallen Kupfer und Zink in

Ein skandalös herunter gespielter Strahlenunfall im elsässischen AKW Fessenheim und
das Genehmigungsverfahren um die Einleitung radioaktiven Abwassers aus dem lothrin-
gischen Kernkraftwerk Cattenom in die Mosel verdeutlichten in den vergangenen Wochen
und Monaten den Menschen dies- und jenseits der deutsch-französischen Grenze einmal
mehr die untragbaren Risiken der Atomenergienutzung. 
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die Mosel ab und stellt damit auch in Frage,
ob die Cattenom-Betreiber das geplante
neue Reaktorführungsverfahren mit hohem
Abbrand (sog. HTC-Verfahren) einführen
kann. Im AKW Cattenom soll – wie bereits in
der letzten Ausgabe des E n e r g i ew e n d e-
Magazins berichtet – der Abbrand der
Brennelemente verbessert werden, um den
nuklearen Brennstoff besser auszunutzen.
Dabei entsteht mehr atomarer Abfall. Ein
Gutachten des luxemburgischen Umwelt-
ministeriums kam bereits zu dem Schluss,
dass in Cattenom die Grenzwerte für die
Ableitung nuklearer Stoffe deutlich über den
Margen liegen, die in anderen Ländern gel-
ten. Auch laut Darmstädter Öko-Institut liegt
bei diversen atomaren Substanzen der
Ausstoß in die Mosel um ein Vielfaches über
den entsprechenden Werten in der
Bundesrepublik; die Zurückhaltung radioak-
tiver Stoffe entspreche nicht dem Stand der
Technik. Bis Juni werden die französischen
Minister für Industrie, Gesundheit und
Umwelt – unter Berücksichtigung des
Berichts, aber auch politischer Erwägungen
- ihren Genehmigungsbescheid vorlegen.
Die Ausarbeitung dieses Bescheids ge-
schieht unter Ausschluss der Öffentlichkeit. 

Die Präfektur in Metz hat dem Grünen
Europa-Büro in Trier den Hauptteil des Be-
richts zukommen lassen, der u.a. folgende
Kapitel umfasst: eine Zusammenfassung
des Ziels und Ablaufs des Anhörungsver-
fahrens, das Protokoll des öff e n t l i c h e n

Anhörungstermins am 10. Oktober 2003 in
Cattenom, die von der EDF zur Anhörung
vorgelegten Transparentfolien mit der
Darstellung ihrer Anträge, die Liste der
Einwenderinnen und Einwender und die
Zusammenfassung ihrer Argumente, die
Schlussfolgerungen der Kommission zu den
einzelnen in den Einwendungen behandel-
ten Themenkomplexen und die Empfehlun-
gen der Kommission, die sie in das weitere
Verfahren einbringt. Der Bericht (in französi-
scher Sprache) oder Auszüge daraus kön-
nen über das Regionalbüro von Hiltrud
Breyer und Marie Anne Isler Béguin, MdEP
( Tel. 0049-651-994403-4, Fax –5, oder
www.hiltrud-breyer.de/euro-regionale) bezo-
gen werden. Weiterhin hat die Pariser
Energie-Forschergruppe WISE eine Bewer-
tung des Berichts vorgenommen, der eben-
falls über das Trierer Büro zu beziehen ist.
WISE stellt darin heraus, dass sich die
Enquête-Kommission wichtiger Argumente
der Einwender angeschlossen hat. Dies
betrifft insbesondere die Forderungen nach
der Einhaltung des Stands der Technik, nach
Minimierung der Belastungen und nach
angemessener Berücksichtigung der
Umweltbelange in ihrer Abwägung gegenü-
ber den wirtschaftlichen Interessen der
Anlagenbetreiber. Defizite des Berichts der
Kommission sieht WISE in der Unterschät-
zung der Gefahren, die von anderen
Radionukliden (außer Tritium) und der
Wärmebelastung der Mosel durch das
Atomkraftwerk ausgehen.

Nachrichten aus Berlin
von  Simone Peter

Sachverständigenanhörung des
Deutschen Bundestags zum EEG

Der Umweltausschuss des Deutschen
Bundestags hatte am 8. März zur Sachver-
ständigenanhörung über die Zukunft des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ge-
laden. Als Fachverbände der Branche
Regenerative Energien nahmen der Bun-
desverband Erneuerbare Energien e.V.
(BEE) teil, der Bundesverband BioEnergie
e . V. (BBE), der Bundesverband Wi n d -
Energie e.V. (BWE) sowie der Bundesver-
band Deutscher Wasserkraftwerke e.V.
(BDW). Die Experten standen zahlreichen

Fragen aus den Bundestagsfraktionen
Antwort, ein ausführliches Protokoll der
Antworten findet sich auf den Internetseiten
des BEE (www.bbee-ev.de). Der BEE stellte
sich in seiner Stellungnahme und seinen
Detailantworten eindeutig und ausdrücklich
hinter das EEG und wies darauf hin, dass
nach seiner Auffassung bereits im nächsten
Jahrzehnt der Strom aus Erneuerbaren
Energien billiger sein werde als Strom aus
Kohle- oder Kernkraftwerken, da die
Preisentwicklung gegenläufig sei. Während
Strom aus Regenerativen Energien von Jahr
zu Jahr billiger werde, sind für herkömmli-
chen Strom jährliche Preissteigerungen zu
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beobachten, die von vielen Energieversor-
gungsunternehmen als höherer Strompreis
bereits an die Verbraucher weitergegeben
wurden. Widersprüchlich äußert sich der
Deutsche Industrie- und Handelskammertag
(DIHK) in einer Stellungnahme zum EEG.
Während er einerseits für eine erhöhte
Versorgungssicherheit plädiert, möchte er
andererseits die Regenerativen Energien
beschränken, die als dezentrale Einheiten
auf Basis einheimischer Rohstoffe gerade
diese Versorgungssicherheit gewährleisten.
(Copyright: BOXER - Infodienst: Regenera-
tive Energie). 

Nach Meinung von Michaele Hustedt, ener-
giepolitische Sprecherin von Bündnis 90/ Die
Grünen befindet sich die parlamentarische
Beratung zur EEG-Novelle auf gutem Weg.
Ziel der Regierungsfraktionen bleibe es, die
EEG-Novelle zügig in Kraft zu setzen. "Das
EEG ist und bleibt ein Erfolgsmodell und
auch durch einen funktionsfähigen Emis-
sionshandel keineswegs zu ersetzen", so
Michaele Hustedt. "Auch andere Instru-
mente wie die so genannten Quotenmodelle
sind derzeit überhaupt nicht konkurrenzfähig
mit dem weltweit erfolgreichen EEG. Im
Bereich der Windenergie im Binnenland
müssen Korrekturen zum Regierungsent-
wurf vorgenommen werden. Die so genann-
te 65-%-Regelung, die nur noch Standorte
oberhalb dieser Grenze fördert, ist sachlich
zweifelhaft und führt mitunter zu überzoge-
nen Einschnitten bei der Windenergie. Diese
Regelung stellt darüber hinaus eine
Innovationsbremse dar, weil sie nicht zu
E ffizienzsteigerungen bei den A n l a g e n
selbst führt. Im Bereich der Bioenergien
wurde durch alle Gutachter deutlich, dass
hier ein erheblicher Nachbesserungsbedarf
besteht: Dies bezieht sich neben dem
Förderzeitraum von 20 statt 15 Jahren und
einer geringeren Degression vor allem auf
einen deutlich höheren Bonus für den
Einsatz von Nachwachsenden Rohstoffen.
In diesem Bereich gibt es große Potenziale,
die es zu erschließen gilt. Notwendig ist ein
Gesamtkonzept für die Landwirtschaft, das
umweltfreundli-che Nahrungsmittelerzeu-
gung und Energiepflanzenproduktion ver-
knüpft. Dabei muss berücksichtigt werden,
dass durch Marktöffnung aufgrund der
W TO - Verhandlungen und Eff i z i e n z s t e i g e -
rungen in Folge der EU-Osterweiterung
landwirtschaftliche Flächen frei werden. Im
Bereich der Kleinen Wasserkraft sind eben-
so Nachbesserungen notwendig. Der Ansatz
im Regierungsentwurf bietet beispielsweise

deutlich zu wenig Anreize für die ökologisch
sinnvolle Modernisierung von A l t a n l a g e n
und für ökologisch erwünschte Neuanlagen.
Die Anhörung hat sehr große Übereinstim-
mung zwischen Rot-Grün und der Union bei
den angestrebten Änderungen ergeben.
Dies gilt sowohl für den Bereich der stärke-
ren Förderung von Bioenergien, aber auch
für einen Fortbestand der Kleinen
Wasserkraft." 

Entwurf zur Neufassung des
Energiewirtschaftsrechts

Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit hat Anfang März einen Entwurf zur
Neufassung des Energiewirtschaftsrechts
vorgelegt. Die Neufassung ist erforderlich,
um Vorgaben und Richtlinien der Europäi-
schen Union in nationales Recht umzuset-
zen. Wesentliche Neuerung des Gesetzes
ist die Einführung einer Regulierungsbehör-
de für leitungsgebundene Energien, die der
bereits bestehenden Behörde für die
Telekommunikation angegliedert wird und
somit umbenannt wird in Regulierungsbe-
hörde für Elektrizität, Gas, Telekommuni-
kation und Post (REGTP). Für den Solar-
energieförderverein Deutschland (sfv) han-
delt es sich bei dem Entwurf um ein Gesetz
zur Ermächtigung der Energiewirtschaft. Die
Durchsetzungskraft der vorgesehenen
Bundesregulierungsbehörde wird hingegen
erheblich eingeschränkt; bei den zivilprozes-
sualen Regelungen wurde z.B. die Verhän-
gung von Haft gegen die Vertreter der
Energiewirtschaft ausdrücklich ausgeschlos-
sen. Die Entflechtung der Energiewirtschaft
in Netzbetrieb und Erzeugung wird nicht wei-
ter vorangetrieben.  Der Wo r t b e s t a n d t e i l
"Umwelt" kommt nur im Gesetzeszweck, in
der Definition des Wortes Umweltverträg-
lichkeit, bei der Ausgestaltung der Strom-
rechnungen und im Zusammenhang mit
einer Mitteilung an die Europäische Kom-
mission vor. Erneuerbare Energien werden
nur im Zusammenhang mit der Deckung von
Eigenbedarf genannt. Einspeisung von
Strom aus erneuerbaren Energien wird nicht
erwähnt. Der Vorrang für Strom aus
Erneuerbaren Energien wird nicht berück-
sichtigt, insbesondere nicht beim Netzan-
schluss sowie bei möglichen Einspeisever-
weigerungen. Außer in Artikel 4 - Änderung
sonstiger Gesetze und Rechtsverordnungen
- findet sich kein Verweis auf das Gesetz für
den Vorrang Erneuerbarer Energien. 



Energieversorgung ausgelegt sein als auch
der aktuell schwierigen Situation der Kirchen
gerecht werden. 

Die Rahmenbedingungen sind bekannt: Die
Kirchen haben zwar ein ureigenes Interesse
an der Bewahrung der Schöpfung. Die
Kassen sind aber leer. Kaum eine soziale
Institution ist so hart von den öffentlichen
Einnahmeausfällen durch die Steuerreform
betroffen wie die Kirchen. Hinzu kommen die
zahlreichen Austritte. Wie kann man also
unter diesen schwierigen Rahmenbedingun-
gen die Kirchen für den Klimaschutz und die
Erneuerbaren Energien gewinnen? Tragen
sie nicht allein schon mit dem Erhalt der
Kindergärten eine finanzielle Last zugunsten
der sozialen Nachhaltigkeit, muss man sie
dann auch noch mit Klimaschutz beläm-
mern? 
Man muss nicht, aber man kann, dank dem
Erneuerbaren Energiengesetz. 

Die Idee ist die Projektierung von Solaranla-
gen auf kircheneigenen Flächen, deren
Erträge den Kindergärten zugute kommen.
Bei sicherheitsbewußter Planung erzielen
Fotovoltaikanlagen in der Größenordnung
von 4 – 10 KW Maximalleistung eine Rendite
von 3% bis 6%, wenn man eine Laufzeit von
25 Jahren annimmt. Reparaturkosten in aus-
reichender Höhe sind eingeplant. 2 – 6%
sind nicht ganz schlecht zu Zeiten niedriger
Zinsen, zumal man damit auch der Umwelt
was Gutes tut. 
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Können Sie noch mit Bestimmtheit sagen, was der Begriff "nachhaltige Entwicklung"
genau bedeutet? Nachhaltigkeitsfaktor... Ist das nicht der Grund für die Kürzungen im
Sozialsystem? Das sollen wir glauben, so ist es aber nicht. Pausenlos wird mit
"Nachhaltigkeit" als Begriff um sich geworfen, er wird gedehnt, gewendet, verdreht, miss-
braucht... Es wird Zeit, das einmal zurechtzurücken.

Neues vom Energienetzwerk:

Sonne für die Kindergärten

Von der Verknüpfung sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit
von Nicolai Zwosta

Die Ausschreibung neuer Erzeugungskapa-
zitäten durch Rechtsverordnung des BMWA
wird möglich. Diese Regelung könnte auch
Offshore-Windparks betreffen, die dann aus
der Vergütungsregelung durch das EEG her-
ausgenommen würden. Der SFV hat den

EnWG-Entwurf mit kritischen Kommentaren
versehen ins Internet gestellt (www.sfv.de).

"Eine Entwicklung ist nachhaltig, wenn sie
– die grundlegenden Bedürfnisse aller der-
zeit lebenden Menschen erfüllt
– ohne die Bedürfnisse zukünftiger
Generationen zu gefährden.“

Brundtland-Bericht 1987, Grundlage für die
Konferenz von Rio 1992

Daraus ergeben sich drei Aspekte, denen
eine Nachhaltige Entwicklung gerecht wer-
den muss:
1. Ökologische Nachhaltigkeit
Ohne Erhalt der natürlichen Lebensgrund-
lage kein Leben für zukünftige Generatio-
nen; das versteht sich von selbst.
2. Soziale Nachhaltigkeit
Es geht um die Erfüllung der grundlegenden
Bedürfnisse aller Menschen, also auch alter,
junger, Afrikaner, Arbeitslose...
3. Wirtschaftliche Nachhaltigkeit
Die Erfüllung auch der grundlegenden
Bedürfnisse hängt nun mal von einer gewis-
sen Wirtschaftskraft ab.

Und was hat das jetzt mit Kindergärten
und der Sonne zu tun?

Zurück zum Sommer 2003. Im Rahmen des
Energienetzwerkes ist die Zukunftswerkstatt
Saar e.V. auf die Kirchen zugegangen, um
zusammen mit ihnen auszuloten, wie ein
gemeinsames Projekt aussehen könnte. Es
soll sowohl zugunsten einer zukunftsfähigen
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Dennoch: Von sich aus investiert kaum eine
Kirchengemeinde in Solaranlagen. "25
Jahre ist eine lange Zeit," erklärt uns ein
katholischer Gemeindepfarrer "so lange
können wir unser Geld nicht festlegen. Wir
planen maximal 4 – 5 Jahr im voraus und
sind froh, wenn wir unsere Einrichtungen
über diese Zeit gerettet kriegen." Die
Gemeindekasse kann also nicht belastet
werden.

Die Zukunftswerkstatt hat deshalb zugesi-
chert, bei der Akquisition der notwendigen
Gelder zu unterstützen. Man kann beispiels-
weise bei Gemeindefesten sammeln. Oder
auf Unternehmen zugehen, die der
Gemeinde nahe stehen und sich ein umwelt-
bewusstes Image aufbauen wollen.
Schließlich ist die Spende attraktiv: Man tut
was für den Klimaschutz, und das gespen-
dete Geld vermehrt sich dabei auch noch um
2 – 6% im Jahr und kann nach und nach von
der Gemeinde genutzt werden. 

Voraussetzung für das Engagement seitens
der Zukunftswerkstatt Saar e.V. ist, dass die
Erträge einem sozialen Zweck zugute kom-
men. Ohne Ausnahme nannten alle
G e m e i n d e p f a r r e r, die sich für diese
Projektidee interessierten, sofort ihren
Kindergarten oder Kindertagesstätte. 

So soll es also sein: Die Kirchengemeinden
sammeln für Solaranlagen, deren Ertrag für
die Kindergärten ausgegeben wird. Klingt
eigentlich nach einem schönen Projekt für
die Kirchen. Dennoch ist es schwer, hierfür
Kooperationspartner zu finden, selbst wenn
bereits Spendengelder vorliegen und nur
noch ein Teil aus den Gemeinden heraus
akquiriert werden muss. 

Woran liegt das? Skepsis und Bedenken
bestimmen leider das Denken vieler Leute in
dieser Zeit. Die Stimmung ist schlecht, gera-
de auch bei den finanziell stark gebeutelten
Kirchen. Man muss bedenken, dass die

Entscheidungsträger (Presbyter, Gemeinde-
und Verwaltungsräte) normalerweise nichts
mit dem Thema Erneuerbare Energien zu
tun haben. Das muss man auch verstehen.
Der Normalbürger ist froh, wenn er neben
Beruf und Familie einem Hobby nachgehen
kann; Expertentum in Sachen Erneuerbare
Energien ist da sicher zu viel verlangt. Da
sitzt er nun, der Gemeinderat und die
Presbyterin  und muss sich was von inter-
nem Zinsfluss, amorphem Silizium,
Parallelverschaltung, KfW-Krediten, Ve r -
schattung und Wechselrichtern erzählen las-
sen. Dann soll er für oder gegen das Projekt
stimmen... Ist es da nicht verständlich, dass
der Eine oder die Andere gegen das Projekt
stimmt, nach dem Motto "Können die Leute
nicht lieber gleich für den Kindergarten
spenden?“

An dieser Stelle ist viel Geduld und Über-
zeugungsarbeit nötig, wobei man das Gefühl
bekommt, dass es viel mehr um das
Schützen vor diffuser Unsicherheit und
Angst geht als um technische Diskussion.
Da ändert es auch nichts, wenn das
Gespräch anfangs eher sachlich daher
kommt. 
Einfach ist diese Überzeugungsarbeit nicht. 

Und dennoch muss sie geleistet werden. 

Denn Nachhaltigkeit ist nicht die Kürzung
von Gesundheitsleistungen, Renten,
Arbeitslosenhilfe und was weiß ich was uns
allen vorgegaukelt wird. Soziale Nachhaltig-
keit muss Unterstützung sein, muss den
Bürgern die Gewissheit geben, nicht verlo-
ren zu sein und muss das Gefühl vermitteln,
selber noch was bewegen zu können.
Soziale Nachhaltigkeit ist auch die
Unterstützung von z.B. Kindergärten - umso
s c h ö n e r, wenn das mit Hilfe der
Sonnenenergie möglich ist. Denn dann ist
auch dem Klimaschutz geholfen - Sonne für
die Kindergärten eben.

In eigener Sache

Ältere Ausgaben des Energiewende Magazins und aktuelle Infos zur
Energiewende finden Sie unter
www.energiewende-saarland.de
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Kurzmeldungen
von Christian Bersin

Haus der Umwelt erhält Solarstromfassade

Das Haus der Umwelt - Sitz von BUND, Energiewende Saarland e.V. und weiterer
Umweltorganisationen - hat seit kurzem eine weitere Attraktion. Eine 3 kW Fotovoltaikanlage
erzeugt an der Südfassade umweltfreundlichen Strom. Im Saarland ist dies eine der ersten
Fassadenanlagen. Solche erhalten seit Anfang dieses Jahres eine erhöhte Vergütung im
Vergleich zu Aufdach- bzw. Freiflächenanlagen. 
Geregelt ist die erhöhte Vergütung im Vorschaltgesetz zum Erneuerbaren Energien Gesetz
(siehe letztes EW Magazin). Erbaut wurde die Anlage, so BUND Chef Joachim Götz, in einer
Form der public-private-partnership. Der Hauseigentümer BUND hat die Anlage nämlich nicht
selbst errrichtet, sondern den Stadtwerken Saarbrücken kostenlos gestattet, die Hausfassade
zur Solarstromerzeugung zu nutzen. Die Stadtwerke haben die 3 kW Anlage daraufhin geplant
und mit der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt abgestimmt. Zu beachten war nämlich
Ensembleschutz. Das Ergebnis dieser Abstimmung kann sich leider nicht sehen lassen, denn
die Details überzeugen nicht. So ist mir unerklärlich, dass die Denkmalschutzbehörde blaue
Module abgelehnt hat, während gegenüber das evangelische Gemeindezentrum in knallblau
und orange das Ensemble abrundet. Die jetzt gewählten halbdurchsichtigen Glasmodule mit
monokristallinen schwarzen Zellen sind zwar teuer aber auch völlig fehl am Platz. Schließlich ist
niemand auf die Durchsicht auf das darunterliegende Mauerwerk erpicht. Unverständlich ist
auch, warum die Module über 10 cm über die Gebäudeecke überstehen und dort einen

Erstes großes Freiflächensolarkraftwerk am Netz

Anfang Januar war es endlich soweit. Die mit 1,4 Megawatt (MW) mit Abstand größte
Solarstromanlage des Saarlandes ging am Flughafen Ensheim in Betrieb. Bereits seit einigen
Jahren war dieses recht umstrittene Projekt in der Diskussion. Umstritten war es insofern, ob die
deutlich über 100 kW große Freiflächenanlage zu den damaligen Bedingungen überhaupt unter
das EEG gefallen wäre, ob es sich um Landschaftsverbrauch oder eine zusätzliche Nutzung
handelt und vor allem ob ausgerechnet diese Anlage für die saarländische Landesregierung för-
derungswürdig sein sollte. Denn während Otto-Normal-Solarstromerzeuger seit dem Jahr 2000
vom Saarland keine Förderung mehr erhalten hat, wurde ausgerechnet das größte Projekt, das
ohnehin die vergleichsweise günstigsten Preise erzielen konnte, mit einer Förderzusage
bedacht. Begründung des Umweltministers Mörsdorf: in dieser Größenordnung sei Solarenergie
eben keine Spielerei mehr sondern ein echtes Kraftwerk. Deshalb sei es als
Demonstrationsanlage zu fördern. 

Trotz der Förderzusage lag das Projekt bis Mitte 2003 auf Eis. Dann fand sich für das planende
saarländische Unternehmen erst ein Partner, der ein Beteiligungsprojekt vergleichbar zu
Windenergiefonds platzierte. Den Anlegern, die sich schnell fanden, wurde dabei einiges ver-
sprochen, denn die eingeplanten Solarstromerträge von fast 1000 kWh pro kW und Jahr erschei-
nen doch sehr optimistisch. Ende 2003 wurde gebaut und Anfang dieses Jahres ging das größte
saarländische Solarstromkraftwerk ans Netz. Dabei soll es nicht bleiben. Die saarländischen
Planer wollen noch eins drauf setzen und die Anlage verdoppeln. Bereits jetzt kann sich
Saarbrückens grüner Bürgermeister Kajo Breuer über die Anlage freuen. Denn bei seinem Ziel,
Saarbrücken zu Solarbrücken weiter zu entwickeln, ist er ein gutes Stück voran gekommen. 

In der Solarbundesliga ist Saarbrücken (Stand Anfang März 2004) bereits auf Platz vier unter
den deutschen Großstädten vorgerückt und liegt nur hauchdünn hinter der Stadt Fürth. Der
angestrebte dritte Platz in der Solarbundesliga könnte in dieser Saison noch erreicht werden. In
der nächsten Saison - die Verdopplung der Ensheimer Anlage und etwas mehr privates
Engagement der Hausbesitzer vorausgesetzt - könnte Saarbrücken dann um Platz 1 mitkämp-
fen, gegen die heutigen Spitzenreiter Freiburg und Ulm.



14Energiewende Saarland e.V. Regionales Magazin 1 - März 2004

Veranstaltungen

Prominente und Politiker machen Siemens das bessere Angebot. Sie wollen die Hanauer
Plutoniumfabrik für 50 Millionen und einen Euro kaufen bevor sie nach China geht. China bietet
bloß 50 Millionen Euro. "Wir wissen nicht, was China mit der Apparatur machen wird. Auf irgend-
welche Garantien gebe ich gar nichts", sagt Schriftsteller Erich Loest.

Die Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) haben die Initiative
"Hanau selber kaufen" heute gestartet, weil die Anlage der chinesischen Regierung helfen
würde, große Mengen atomwaffenfähiges Plutonium zu produzieren. Und China hat bereits
Pakistan und dem Iran bei ihren illegalen Atomwaffenprogrammen geholfen. "Das ganze
Plutonium hinterher in der Welt wieder einzusammeln ist schier unmöglich, deshalb bieten wir
jetzt einen Euro mehr und verschrotten die Atomfabrik." sagt Ute Watermann, Sprecherin der
IPPNW.

Auch Bundestagsabgeordnete der Regierungsparteien wollen ins Atomgeschäft um Hanau ein-
steigen, um den Ausstieg sicherer zu machen. "Die Regierung darf sich nicht aus der
Verantwortung stehlen. Sie muss das Atomgeschäft untersagen. Die Zusammenarbeit mit China
muss sich auf die Mobilisierung erneuerbarer Energien beziehen.", fordert SPD-
Fraktionsmitglied Hermann Scheer. Der sicherheitspolitische Sprecher der grünen
Bundestagsfraktion Winfried Nachtwei erklärt: "Der Export der Anlage wäre sicherheitspolitisch
verantwortungslos. Die für alle beste Alternative ist die Verschrottung der Anlage. Dazu will ich
politisch und privat beitragen". Sein Fraktionskollege Hans-Christian Ströbele denkt darüber
nach, "den Restschrott weltweit in kleinen Stücken zu verkaufen, wie die Berliner Mauer".

Die IPPNW-Initiative, die vom BUND (Bund für Umwelt und Naturschutz), Greenpeace und dem
BBU (Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz) unterstützt wird, sucht weitere Mitkäufer.
"Man kann doch die Doppelzüngigkeit der Regierung nicht mitmachen. Auf der einen Seite
schalten wir ab, auf der anderen Seite verkaufen wir nach China", sagt Peter Sodann,
Tatortkommissar und Intendant des Neuen Theaters in Halle. 

Weitere Informationen unter http://www.hanauselberkaufen.de.

Treffen Energienetzwerk

jeden 2. Donnerstag im Monat um 19.00 Uhr
Haus der Umwelt 
Evangelisch-Kirch-Str. 8
66111 Saarbrücken

Wir kaufen Hanau –  eine Initiative des IPPNW
von Simone Peter
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Tag der offenen Tür

Am Samstag dem 3. April 2004  ab 10.oo Uhr

findet im Haus der Umwelt (Saarbrücken, Evangelisch-Kirch-
Str. 8) der Tag der offenen Tür statt.
Die Umweltverbände, die dort ansässig sind, haben sich was 
einfallen lassen:
S t r a ß e n t h e a t e r, eine Ölpresse, das bekannte
Kunterbundmobil und ein Experimentiertisch, an dem
Windräder  zur Stromerzeugung selbst gebaut und getestet
werden können, laden ein – 
zum Bummeln, Schauen, Experimentieren  und sich unter-
halten... 
Wir freuen uns auf Ihr Kommen !

Die Umweltverbände des Hauses für Umwelt
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Aufnahme- bzw. Änderungsantrag
Ich möchte / Wir möchten die Arbeit der Energiewende Saarland e.V. unterstützen und zukünftig:

❑ 1. als Energiewende - Mitglied das Monats-Magazin NEUE ENERGIE inclusive einer unregelmäßig beigefügten

„Energiewende-Regionalausgabe“ beziehen. Hierfür zahle ich / zahlen wir folgenden Beitrag:

O als Einzelmitglied den Mitgliedsbeitrag „ STA N D A R D“ von 47,- €pro Jahr

O für eine Mitgliedschaft „ FA M I L I E“ (beliebig viele Mitglieder) 62,- € pro Jahr

O  im Rahmen einer Fördermitgliedschaft „ SO L I“ .......... €(mind. 72,- €) pro Jahr

O den ermäßigten Mitgliedsbeitrag „ SE U F Z“ von 37,50 €pro Jahr, da ich mir sonst keine Mitgliedschaft
leisten kann (bitte zutreffenden Ermäßigungsgrund unterstreichen: Schule, Studium, Rente, 
Arbeitslosigkeit oder ...................................................... und Bescheinigung beifügen)

❑ 2. im Rahmen einer einfachen Mitgliedschaft „LIGHT“ für 15,- € pro Jahr (Einzelperson) bzw.
30,- € pro Jahr (Familien) nur die Energiewende-Regionalausgabe beziehen

❑ 3. als Abonenntin für 10,- € ( b z w. 12,- € im Ausland) pro Jahr nur die E n e r g i ew e n d e-Regionalausgabe beziehen.
❑ 4. per eMail (PDF-Datei) als AbonnentIn für 5,- € pro Jahr die Energiewende-Regionalausgabe beziehen.

Der Versand soll an folgende Email-Adresse erfolgen: ______________________________________

Name:  .................................................... Vorname: ....................................

Straße: .................................................... PLZ, Ort: ....................................

Datum: .................................................... Unterschrift: ....................................

Einzugsermächtigung
❑ Ich erteile / Wir erteilen der Energiewende Saarland e.V. hiermit die jederzeit widerrufbare Einzugs- 

ermächtigung für den o.g. Betrag von folgendem Konto:
Kto.-Nr. ................................................... BLZ ....................... Bank ...........................................

Ort, Datum ............................................. Unterschrift ..............................................................

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich abzugsfähig. Bis 51,- €gilt der Kontoauszug als Spendennachweis. Bei höheren
Beträgen erhalten Sie von uns jedes Jahr eine Spendenbescheinigung.

+ 10.- Euro
im Ausland

Solarkunst Ausstellung

„Mit der Sonne gestalten: Solarkunst“
mit Prof. Jürgen Claus. Ausgestellt werden Kunstwerke –
Bilder, Fenster, Skulpturen –, „die mit der Sonne gestalten“.

Diese Ausstellung findet vom 15. - 24. April 2004 im Alten
Schloss in Dillingen statt. Organisatorin ist die
Zukunftswerkstatt Saar e.V.


